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Kleine Anfrage 8530 
 
der Abgeordneten Alexander Steffen und Marcel Hafke   FDP 
 
 
Hat die Billigung oder Verherrlichung terroristischer Taten im Internet in Nordrhein-
Westfalen Konsequenzen? 
 
 
Freudebekundungen über den Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023, offene 
Unterstützung für die Hamas oder den sogenannten „Islamischen Staat“ sowie Gewaltaufrufe 
gegen Juden, Homosexuelle oder andere Bevölkerungsgruppen werden in sozialen 
Netzwerken immer wieder öffentlich verbreitet. Teilweise erfolgen solche Äußerungen sogar 
unter Verwendung des Klarnamens. 
 
Vor dem Hintergrund einer Reihe islamistisch motivierter Anschläge in Deutschland stellt sich 
die Frage, ob und in welchem Umfang staatliche Stellen auf derartige öffentliche Äußerungen 
reagieren und welche ausländer- beziehungsweise staatsangehörigkeitsrechtlichen 
Konsequenzen sich daraus ergeben können. 
 
Nach § 35 des Staatsangehörigkeitsgesetzes kann eine rechtswidrige Einbürgerung 
zurückgenommen werden, wenn sie durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung 
erwirkt wurde. Dies kann insbesondere dann von Bedeutung sein, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass eine eingebürgerte Person bereits im Einbürgerungsverfahren 
wahrheitswidrig ihre Verfassungstreue erklärt oder ihre tatsächliche Unterstützung 
verfassungsfeindlicher oder terroristischer Bestrebungen verschwiegen hat. 
 
Für ausländische Staatsangehörige kann die öffentliche Billigung oder Verherrlichung 
terroristischer Straftaten zudem ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse 
begründen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, in welchem Umfang entsprechende 
Sachverhalte von den zuständigen Behörden erfasst und für aufenthaltsrechtliche 
Entscheidungen berücksichtigt werden. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. In wie vielen Fällen wurde seit dem 1. Januar 2022 in Nordrhein-Westfalen – differenziert 

nach Jahren – eine Einbürgerung gemäß § 35 Staatsangehörigkeitsgesetz wegen 
arglistiger Täuschung zurückgenommen, weil beispielsweise die eingebürgerte Person 
ihre verfassungsfeindliche oder terroristische Gesinnung im Einbürgerungsverfahren 
verschwiegen oder darüber getäuscht hat? 
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2. In wie vielen Fällen haben die nordrhein-westfälischen Ausländerbehörden seit dem  
1. Januar 2022 Kenntnis von öffentlich bekannt gewordenen Beiträgen in sozialen 
Medien erlangt, in denen terroristische Straftaten gebilligt oder verherrlicht wurden, 
aufgeschlüsselt nach Jahren sowie – soweit möglich – nach Phänomenbereichen wie 
Hamas, „Islamischer Staat“ oder sonstigen terroristischen Organisationen? 

 
3. In wie vielen Fällen haben derartige Äußerungen in sozialen Medien seit dem  

1. Januar 2022 zu ausländerrechtlichen Maßnahmen – insbesondere zur Prüfung oder 
Verfügung einer Ausweisung oder zur Versagung beziehungsweise Nichtverlängerung 
eines Aufenthaltstitels – geführt? 

 
4. Wie werden öffentlich zugängliche Social-Media-Profile bei Entscheidungen über 

Einbürgerungsanträge oder die Erteilung beziehungsweise Verlängerung von 
Aufenthaltstiteln berücksichtigt? 

 
5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um sicherzustellen, dass öffentlich 

dokumentierte Unterstützung für terroristische Organisationen oder die Billigung 
terroristischer Straftaten bei aufenthalts- und staatsangehörigkeitsrechtlichen 
Entscheidungen konsequent berücksichtigt wird? 

 
 
 
Alexander Steffen 
Marcel Hafke 
 


